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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1963 Ausgegeben am 1. Juni 1963 31. Stück

115. Bundesgesetz: Gebührengesetz-Novelle 1963.
116 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, womit Ergänzungszulagen an

Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des Bundes gewährt werden und
die Ruhegenußbemessungsgrundlage abgeändert wird.

1 1 7 . Bundesgesetz: Erhöhung von Bezügen im öffentlichen Dienst.
1 1 8 . Bundesgesetz: Änderung des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962.
1 1 9 . Bundesgesetz: Änderung des Gerichts- und Justizverwaltungsgebührengesetzes 1962.
1 3 0 . Verordnung: Neuerliche Abänderung der Verordnung, betreffend die Ruhe(Versorgungs)-

genüsse der angelobten Arbeiter der Österreichischen Staatsdruckerei.

1 1 5 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1963, mit
dem das Gebührengesetz 1957 abgeändert

wird (Gebührengesetz-Novelle 1963).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 129/
1958, BGBl. Nr. 137/1958, BGBl. Nr. 111/1960
und BGBl. Nr. 106/1962, wird abgeändert wie
folgt:

1. § 9 hat zu lauten:
»§ 9. (1) Zur Sicherung der Einhaltung der

Gebührenvorschriften kann das Finanzamt nach
seinem Ermessen in den Fällen, in denen eine
nach diesem Bundesgesetz in Stempelmarken zu
entrichtende Gebühr nicht oder nicht vorschrifts-
mäßig entrichtet wird, von den zur Zahlung der
Gebühr oder zur Haftung für sie verpflichteten
Personen eine Erhöhung bis zum Dreifachen der
fehlenden Gebühr erheben. Bei Festsetzung der
Gebührenerhöhung ist insbesondere zu berück-
sichtigen, inwieweit dem Gebührenschuldner bei
Beachtung der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes das Erkennen der Gebührenpflicht einer
Schrift, Amtshandlung oder eines Rechtsge-
schäftes zugemutet werden konnte sowie ob eine
Gebührenverkürzung erstmalig oder wiederholt
erfolgt ist.

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß, wenn die Anzeige
nach diesem Bundesgesetz nicht oder nicht recht-
zeitig erstattet wird. Bei Festsetzung der. Ge-
bührenerhöhung wegen einer nicht rechtzeitig er-
statteten Anzeige ist weiters zu berücksichtigen,
ob die Frist zur Anzeige nur geringfügig oder
beträchtlich überschritten wurde."

2. § 16 Abs. 3 wird abgeändert wie folgt:
„(3) Die Gebührenschuld entsteht bei einem

Wechsel in dem Zeitpunkt, in welchem im In-
land der Wechsel dem Wechselnehmer übergeben

oder mit einem Indossament oder mit einem
Akzept versehen wird. Wird im Inland ein un-
vollständiger Wechsel dem Wechselnehmer über-
geben oder mit einem Indossament oder mit
einem Akzept versehen, so entsteht die Ge-
bührenschuld in dem Zeitpunkt, in welchem der
Wechsel vervollständigt wird."

3. § 28 Abs. 2 wird abgeändert wie folgt:
„(2) Zur Entrichtung der Gebühr bei Wechseln

sind der Aussteller, der Akzeptant und jeder In-
haber eines Wechsels zur ungeteilten Hand ver-
pflichtet."

4. § 34 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Organe der Gebietskörperschaften sind

verpflichtet, die bei ihnen anfallenden Schriften
und Amtshandlungen auf die Einhaltung der
Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu überprüfen.
Stellen sie hiebei eine Verletzung der Gebühren-
vorschriften fest, so haben sie hierüber einen Be-
fund aufzunehmen und diesen dem zuständigen
Finanzamt zu übersenden. Die näheren Bestim-
mungen über die Befundaufnahme werden durch
Verordnung getroffen."

Artikel II.
Die in den §§ 6, 14, 23 und 33 enthaltenen

festen Gebührensätze mit Ausnahme der im § 14
Tarifpost 17 geregelten festen Gebührensätze
werden erhöht:
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Artikel III.
(1) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 2 und 3

sind erstmals anzuwenden
a) auf Wechsel, die zwei Monate nach Inkraft-

treten dieses Bundesgesetzes im Inland dem
Wechselnehmer übergeben oder mit einem
Indossament oder mit einem Akzept ver-
sehen werden;

b) auf unvollständige Wechsel, die zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes im Inland vervollständigt werden.

(2) Die Bestimmungen des Artikels II treten
mit 1. Juni 1963 in Kraft.

Artikel IV.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für Finanzen betraut.
Schärf

Gorbach Korinek

1 1 6 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1963 über
die neuerliche Abänderung des Bundesgeset-
zes, womit Ergänzungszulagen an Empfänger
von Ruhe(Versorgungs)bezügen des Bundes
gewährt werden und die Ruhegenußbemes-

sungsgrundlage abgeändert wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,

BGBl. Nr. 298, womit Ergänzungszulagen an
Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des
Bundes gewährt werden und die Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage abgeändert wird, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 57/1962,
wird abgeändert wie folgt:

§ 4 hat zu lauten:
„§ 4. Der Mindestsatz beträgt:
a) für Empfänger eines Ruhebezuges 770 S;

dieser Mindestsatz erhöht, sich für die Ehe-
frau, für die eine Haushaltszulage nach
den Bestimmungen des § 4 Abs. 7 des Ge-
haltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der 1. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 94/1959, gebührt oder gebüh-
ren würde, um 340 S und für jedes Kind,
für das eine Kinderzulage gewährt wird,
um 200 S;

b) für Witwen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, 770 S; dieser Mindestsatz erhöht

sich für jedes Kind, für das eine Kinder-
zulage gewährt wird, um 200 S und

c) für Waisen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres 285 S, falls beide Elternteile
verstorben sind, 430 S. Der Mindestsatz
erhöht sich nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres auf 510 S, falls beide Eltern-
teile verstorben sind, auf 770 S."

Artikel II.
Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1963 in

Kraft.
Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
sofern im Dienstrechtsverfahrensgesetz, BGBl.
Nr. 54/1958, nichts anderes bestimmt ist, und
soweit die Vollziehung hinsichtlich Empfänger
von Ruhe(Versorgungs)bezügen, die unter die
Bestimmung des Landeslehrer-Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 188/1949, fallen,
nicht den Bundesländern obliegt, das Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

1 1 7 . Bundesgesetz vom 29. Mai 1963 über
die Erhöhung von Bezügen im öffentlichen

Dienst.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
(1) Die den Bundesbediensteten und den Per-

sonen, die auf Grund eines Bundesdienstverhält-
nisses einen ordentlichen Ruhe- oder Versorgungs-
genuß beziehen, im Juni und September 1963
gebührenden Sonderzahlungen sind, sofern nicht
Abs. 2 anzuwenden ist, um folgende Beträge 2u
erhöhen:

1. Bei aktiven Bediensteten um je 350 S,
2. bei Empfängern eines Ruhegenusses um

je 280 S,
3. bei Empfängern einer Witwen- oder Waisen-

pension um je 140 S.
(2) Steht oder stand der Bedienstete nicht in

Vollbeschäftigung, so gebührt ihm und seinen
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen der dem
Beschäftigungsausmaß des Bediensteten ent-
sprechende Teil des Erhöhungsbetrages.

(3) Der Erhöhungsbetrag der im Juni 1963
auszuzahlenden Sonderzahlung wird für die Zeit
vom 1. Mai bis 15. Juli 1963, der im September
1963 auszuzahlende Erhöhungsbetrag wird für
die Zeit vom 16. Juli bis 30. September 1963
gewährt.

(4) Die erhöhten Sonderzahlungen gemäß Abs. 1
sind für die Belange der Sozialversicherung
beitragsrechtlich wie eine Sonderzahlung zu
behandeln.
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Artikel II.

Bei Vertragsbediensteten mit Sonderentgelt
und bei Bediensteten, deren Entlohnung durch
Kollektivvertrag oder durch Einzelvertrag nach
den Bestimmungen des Allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches geregelt ist, gebührt die Erhöhung
der Sonderzahlung nach Artikel I ganz oder zum
Teil nur in den Fällen, in denen das zuständige
Bundesministerium im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium
für Finanzen dies bestimmt.

Artikel III.

Die Bestimmungen der Artikel I und II gelten
sinngemäß für Personen, auf die die Bestim-
mungen des Landeslehrer-Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 188/1949, des Landes-
vertragslehrergesetzes, BGBl. Nr. 189/1949, oder
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 161/1958 anzu-
wenden sind.

Artikel IV.

Die im Artikel I des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 88/1963 und im Artikel I dieses Bundes-
gesetzes vorgesehene Erhöhung von Sonder-
zahlungen bleibt bei der Ermittlung der Bezüge
der Personen außer Betracht, auf die die Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 57/1956 und BGBL Nr. 16/1962
sowie § 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, in der Fassung des Artikels I des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 171/1956 anzuwenden
sind.

Artikel V.

(1) Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,
wird geändert wie folgt:

1. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 haben zu lauten:

2. § 38 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Dem Beamten des rechtskundigen Dienstes

bei den Bundespolizeibehörden gebührt,
1. solange er im Exekutivdienst verwendet

wird,
2. wenn er infolge eines im Exekutivdienst

erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,
eine Exekutivdienstzulage von 175 S. Die
Exekutivdienstzulage gebührt auch den Beam-
ten des höheren Dienstes an Justizanstalten."

3. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 hat zu lauten:
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4. § 41 hat zu lauten:

„Gehalt.

§ 41. Der Gehalt des Richteramtsanwärters
beträgt vor Ablegung der Richteramtsprüfung
2969 S, nach Ablegung dieser Prüfung 3032 S."

5. Die Tabelle im § 42 Abs. 2 hat zu lauten:

6. Der erste Satz des § 43 hat zu lauten:

„Dem Richter, der vier Jahre in der höchsten
Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Dienstalterszulage von 292 S."

7. Die Tabelle im § 44 Abs. 1 hat zu lauten:

8. Die Tabelle im § 48 Abs. 1 hat zu lauten:

9. § 50 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Dienstalterszulage beträgt für ordent-

liche Hochschulprofessoren 1400 S, für außer-
ordentliche Hochschulprofessoren 700 S, für
Hochschulassistenten 700 S."

10. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 hat zu lauten:
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11. § 56 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt für Lehrer

der Verwendungsgruppe L 1 671 S,

der Verwendungsgruppe L 2 B 612 S,

der Verwendungsgruppe L 2 HS 612 S,

der Verwendungsgruppe L 2 V 350 S,

der Verwendungsgruppe L 3 222 S."

12. § 57. Abs. 2 hat zu lauten:

13. § 58 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V ,
die an Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten,
gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von
140 S."

14. § 58 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Dienstzulage beträgt
in den Gehaltsstufen 1 bis 5 140 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 210 S,
ab der Gehaltsstufe 12 315 S."

15. § 59 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 1, die
Abteilungsvorstände an Kunstakademien (Kunst-
akademiegesetz, BGBl. Nr. 168/1949, in der
jeweils geltenden Fassung) sind, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage in
der Höhe von 467 S."

16. Die Abs. 6 und 7 des § 59 haben zu lauten:

„(6) Klassenlehrern an einklassigen Volks-
schulen gebührt, wenn sie ein Jahr ununter-
brochen in einer solchen Verwendung gestanden
sind, für die Dauer jeder weiteren solchen Ver-
wendung eine Dienstzulage. Die Dienstzulage
beträgt für Klassenlehrer

an ungeteilten einklassigen Volksschulen . 210 S,
an geteilten einklassigen Volksschulen 292 S.

(7) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen mit
der Befähigung zur Unterrichtserteilung in beiden
Sprachen gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage von 140 S."

17. Die Abs. 1 bis 3 des § 60 haben zu lauten:

„(1) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V,
die, ohne die Voraussetzungen für eine Anstellung
in der Verwendungsgruppe L 2 HS zu erfüllen,
auf einem für Lehrer dieser Verwendungsgruppe
vorgesehenen Dienstposten an einer Hauptschule,
einer Sonderschule oder einer Übungsschule ver-
wendet werden, gebührt für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage in der Höhe
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von 140 S, höchstens jedoch in der Höhe des
Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt und dem
Gehalt eines Lehrers der Verwendungsgruppe
L 2 HS in der gleichen Gehaltsstufe.

(2) Lehrerinnen (Kindergärtnerinnen) der Ver-
wendungsgruppe L 3, die — ohne die im § 58
Abs. 3 lit. c, d oder e angeführten Befähigungen
aufzuweisen— auf einem der in diesen Bestimmun-
gen angeführten Dienstposten verwendet werden,
sowie Religionslehrern der Verwendungsgruppe
L 3, die an Hauptschulen oder Sonderschulen
verwendet werden, gebührt für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage von 93 S; § 58
Abs. 5 gilt sinngemäß.

(3) Lehrern, die an Bundeserziehungsanstalten,
Bundeskonvikten, Blindeninstituten, Taubstum-
meninstituten oder an gleichartigen Anstalten als
Erzieher verwendet werden, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage, die
durch die Verwendungsgruppe und durch die
Dienstzulagenstufe bestimmt wird. Sie beträgt

18. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 hat zu lauten:

19. § 66 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt
in der Verwendungsgruppe S 1 875 S,
in der Verwendungsgruppe S 2 641 S,
in der Verwendungsgruppe S 3 525 S,
in der Verwendungsgruppe S 4 350 S."

20. Die Tabellen im § 73 Abs. 1 haben zu
lauten :

21. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 hat zu lauten:

22. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 hat zu lauten:
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23. § 77 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Berufsoffizier gebührt,
1. solange er im Truppendienst verwendet wird,
2. wenn er infolge eines im Truppendienst

erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,
eine Truppendienstzulage von 175 S.',

24. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 hat zu lauten:

25. Die Tabelle im § 79 hat zu lauten:

26. § 79 a hat zu lauten:

„Truppenverwendungszulage .

§ 79 a. Dem zeitverpflichteten Soldaten ge-
bührt,

1. solange er im Truppendienst verwendet wird,
2. wenn er infolge eines im Truppendienst

erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,
eine Truppenverwendungszulage. Sie beträgt
in der Verwendungsgruppe H 4 87 S,
in der Verwendungsgruppe H 3 105 S."

27. § 85 b Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 4
erhöht sich für Fremdsprachlehrer der Ver-
wendungsgruppe L 3 mit der Lehrbefähigung für
den Fremdsprachunterricht an Volks- und
Hauptschulen um 87 S."

28. § 86 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ein Beamter, der dem in Abs. 1 um-
schriebenen Personenkreis angehört, kann durch
Vorrückung die nachstehenden weiteren Gehalts-
stufen erreichen:
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Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der Be-
urteilung des Anspruches auf eine Dienstalters-
zulage außer Betracht zu lassen."

(2) Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
gebühren den Bundesbeamten, auf die das Ge-
haltsgesetz 1956 anzuwenden ist, Ergänzungs-
zuschläge in der Höhe des Unterschiedsbetrages
zwischen dem Gehalt nach dem Gehaltsgesetz 1956
in der Fassung des Abs. 1 und den folgenden
Beträgen :
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Die Ergänzungszuschläge teilen das rechtliche
Schicksal des Gehaltes, zu dem sie gewährt
werden.

Artikel VI.

(1) Das Vertragsbedienstetengesetz 1948,
BGBl. Nr. 86, wird geändert wie folgt:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

2. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 hat zu lauten:

3. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 hat zu lauten:

4. § 41 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Den in die Entlohnungsgruppe 1 2 v ein-
zureihenden Vertragslehrern an Berufsschulen
gebührt eine Dienstzulage von 145 S."

5. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 hat zu lauten:
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6. § 44 a Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Die Dienstzulage für jede Jahreswochenstunde
beträgt

in der Entgeltstufe 1 67-20 S
in der Entgeltstufe 2 100-80 S."

7. Die Absätze 2 bis 6 des § 44 a haben zu
lauten:

„(2) Den Vertragslehrern der Ent lohnungs-
gruppe 12 v, die an Hauptschulen Fremdsprachen
unterrichten, gebührt für jede Jahreswochen-
stunde eine Dienstzulage von 67-20 S jährlich.

(3) Den Vertragslehrern der Ent lohnungsgruppe
1 2 v, die, ohne die Voraussetzungen für eine
Einreihung in die Ent lohnungsgruppe 1 2 hs zu
erfüllen, an Hauptschulen oder Sonderschulen
unterrichten, gebührt für jede Jahreswochen-
stunde eine Dienstzulage von 56 S jährlich.

(4) Vertragslehrerinnen (Kindergärtnerinnen)
der Entlohnungsgruppe 1 3, die, ohne die in
Abs. 1 lit. c, d oder e angeführten Befähigungen
aufzuweisen, auf einem der in diesen Bestimmungen
angeführten Dienstposten verwendet werden,
sowie Religionslehrern der Ent lohnungs-
gruppe 1 3, die an Hauptschulen oder Sonder-
schulen verwendet werden, gebührt für jede
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von
44-50 S jährlich.

(5) Den in die Ent lohnungsgruppe 1 2 v ein-
zureihenden Vertragslehrern an Berufsschulen
gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienst-
zulage von 67-20 S jährlich.

(6) Den Vertragslehrern, die an Bundes-
erziehungsanstalten, Bundeskonvikten, Blinden-
instituten, Taubstummeninstituten oder an
gleichartigen Anstalten als Erzieher verwendet
werden, gebührt für die Dauer dieser Verwendung
eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt
jährlich

in der Ent lohnungsgruppe 11 6912 S,
in den Entlohnungsgruppen 1 2 5580 S und
in der Ent lohnungsgruppe 1 3 3732 S."

(2) Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
gebühren Vertragsbediensteten, auf die das
Vertragsbedienstetengesetz 1948 anzuwenden ist,
Ergänzungszuschläge in der H ö h e des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem Monatsentgelt
nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 in
der Fassung des Abs. 1 und den folgenden Be-
trägen:

1. Vertragsbedienstete des Ent lohnungs-
schemas I

2. Vertragsbedienstete des Ent lohnungs-
schemas II
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3. Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L

4. Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L.

In der Entgeltstufe 1 der Entlohnungsgruppe 1 3
für jede Jahreswochenstunde 912 S.

(3) Die Ergänzungszuschläge nach Abs. 2
teilen das rechtliche Schicksal des Monatsentgeltes,
zu dem sie gewährt werden.

Artikel VII.

Der Teil des Monatsbezuges der Bediensteten
des Dorotheums, der sich aus den §§ 4 und 5 des
Bundesgesetzes über die dienst- und besoldungs-
rechtliche Stellung der Bediensteten des Doro-
theums, BGBl. Nr. 161/1958, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 2/1962 und aus
Artikel II Abs. 4 und 5 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 2/1962 ergibt, ist um 7 v. H., mindestens
aber um 150 S zu erhöhen.

Art ikel VIII.

(1) § 10 Abs. 2 lit. b des Kunstakademie-
gesetzes, BGBl. Nr. 168/1948, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 61/1953, BGBl.
Nr. 177/1954, BGBl. Nr. 160/1958, BGBl.
Nr. 268/1961 und BGBl. Nr. 190/1962 hat zu
lauten:

„b)Der Entlohnung der Lehrkräfte ist ein
Mindestsatz von 956 S und ein Höchstsatz
von 2787 S für jede Jahreswochenstunde
zugrunde zu legen."

(2) § 23 Abs. 2 des Hochschultaxengesetzes,
BGBl. Nr. 102/1953, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 156/1961 und BGBl. Nr. 73/
1962 hat zu lauten:

Artikel IX.

(1) Die Bestimmungen der Artikel I bis III
treten am 1. Juni 1963, die Bestimmungen des
Artikels IV rückwirkend mit 1. März 1963 und
die Bestimmungen der Artikel V bis VIII am
1. Oktober 1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des Artikels IV dieses
Bundesgesetzes ist, soweit sie nicht dem Präsi-
denten des Nationalrates obliegt, die Bundes-
regierung, mit der Vollziehung der übrigen
Bestimmungen jedes Bundesministerium insoweit
betraut, als es oberste Dienstbehörde ist.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

1 1 8 . Bundesgesetz vom 29. Mai 1963, mit
dem das Gerichtliche Einbringungsgesetz

1962, BGBl. Nr . 288, geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gerichtliche Einbringungsgesetz 1962,
BGBl. Nr. 288, wird in folgender Weise geändert:

1. Im § 7 wird ein neuer fünfter Absatz ein-
gefügt, der zu lauten hat:

„(5) Hängt die Entscheidung über einen Be-
richtigungsantrag (Abs. 3) oder eine Berichtigung
des Zahlungsauftrages von Amts wegen (Abs. 4)
von der Richtigkeit der in der Unbedenklich-
keitsbescheinigung bekanntgegebenen Bemes-
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sungsgrundlage (§ 29 GJGebGes. 1962) ab, so ist
vor der Entscheidung eine Stellungnahme des
Finanzamtes, das die Unbedenklichkeitsbescheini-
gung ausgestellt hat, über die für die Bemessung
der Eintragungsgebühr maßgeblichen Berech-
nungsgrundlagen einzuholen; ist ein die Grund-
erwerbsteuer oder die Erbschafts- und Schen-
kungssteuer betreffendes abgabenbehördliches
Verfahren anhängig, so kann die Entscheidung
bis zum rechtskräftigen Abschluß dieses Ver-
fahrens ausgesetzt werden."

2. Im bisherigen fünften und sechsten Absatz
werden die Absatzbezeichnungen „(5)" und „(6)"
durch die Absatzbezeichnung „(6)" und „(7)"
ersetzt.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 10. Juni 1963 in
Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Fi-
nanzen betraut.

Schärf
Gorbach Broda Korinek

119. Bundesgesetz vom 29. Mai 1963, mit
dem das Gerichts- und Justizverwaltungs-
gebührengesetz 1962, BGBl. Nr. 289, ge-

ändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren-
gesetz 1962, BGBl. Nr. 289, wird in folgender
Weise geändert:

1. § 12 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Sie kommt fremden Staaten, soweit

zwischenstaatliche Vereinbarungen nicht weiter-
gehende Befreiungen vorsehen, für die Gerichts-
gebühren in Grundbuchssachen Bei Eintragungen
zum Erwerb eines Grundstückes für Zwecke ihrer
Vertretungsbehörden zu, wenn die Gegenseitig-
keit gewährleistet ist; ist die Einhaltung der
Gegenseitigkeit zweifelhaft, so ist darüber die
bindende Erklärung des Bundesministeriums für
Justiz einzuholen."

2. Im § 15 Z. 3 wird der Betrag von „4000 S"
durch den Betrag von „12.000 S" ersetzt.

3. Im § 16 lit. a wird der Betrag von „1000 S"
durch den Betrag von „6000 S" ersetzt.

4. Im § 16 lit. b wird der Betrag von „4000 S"
durch den Betrag von „12.000 S" ersetzt.

5. Im § 18 Abs. 2 Z. 2 wird der Betrag von
„4000 S" durch den Betrag von „12.000 S" er-
setzt.

6. § 19 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:
„2. von Zahlungsaufträgen im Mandats-

verfahren (§ 548 ZPO.), im Wechselverfahren
(§§ 557, 558 ZPO.), im Scheckrückgriffsverfahren
(§ 59 a Scheckgesetz 1955) und von Versäumungs-
urteilen der Antragsteller;"

7. § 29 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Der für die Berechnung der Eintragungs-

gebühr, maßgebende Wert ist bei der Eintragung
des Eigentumsrechtes mit dem Betrag anzusetzen,
der der Ermittlung der Grunderwerbsteuer oder
Erbschafts- und Schenkungssteuer zugrunde zu
legen wäre; hiebei sind Steuervergünstigungen
nicht zu berücksichtigen. Das Finanzamt hat
diesen Betrag (Bemessungsgrundlage) in der Un-
bedenklichkeitsbescheinigung anzugeben; dies gilt
auch für den Fall, als die Vorschreibung der
Grunderwerbsteuer oder Erbschafts- und Schen-
kungssteuer unterbleibt. Soll das Eigentumsrecht
auf mehrere Personen übertragen werden, so sind
die auf jeden Berechtigten entfallenden Teilwerte
vom Finanzamt gesondert anzuführen. Das Fi-
nanzamt hat die in der Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung angegebene Bemessungsgrundlage zu be-
richtigen, wenn sich ihre Unrichtigkeit im Zuge
eines die Grunderwerbsteuer oder die Erb-
schafts- und Schenkungssteuer betreffenden
abgabenbehördlichen Verfahrens oder auf Grund
einer Anfrage der mit der Einhebung der Ein-
tragungsgebühr betrauten Stellen herausstellt.
Erfolgt eine solche Berichtigung nach der in
Rechtskraft erwachsenen Vorschreibung der Ein-
tragungsgebühr, so ist die Eintragungsgebühr von
Amts wegen neu zu bemessen. Im Zwangs-
versteigerungsverfahren ist die Höhe des Meist-
botes (Überbotes, Übernahmspreises) maß-
gebend."

8. Im § 29 Abs. 4 entfallen die Worte „oder
zur Löschung".

9. § 42 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Zur Sicherung der Einhaltung der Ge-

bührenvorschriften kann der Kostenbeamte nach
seinem Ermessen in den Fällen, in denen eine
gemäß § 4 Abs. 2 zu entrichtende Gerichts-
(Justizverwaltungs)gebühr nicht oder nicht voll-
ständig entrichtet wird, von den zur Zahlung der
Gebühr verpflichteten Personen (§§ 6 und 7) eine
Erhöhung bis zum Dreifachen der fehlenden
Gebühr erheben. Bei Festsetzung der Gebühren-
erhöhung ist insbesondere zu berücksichtigen,
inwieweit dem Gebührenschuldner bei Beach-
tung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
das Erkennen der Gebührenpflicht zugemutet
werden konnte sowie ob eine Gebührenverkür-
zung erstmalig oder wiederholt erfolgt ist."
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10. Tarifpost 1 hat zu lauten:

11. Tarifpost 5 hat zu lauten:
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12. Tarifpost 8 hat zu lauten:

13. In Tarifpost 9 lit. b wird der Betrag von „10 S" durch den Betrag von „20 S" ersetzt.

14. Tarifpost 11 hat zu lauten:

15. Anmerkung 7 zu Tarifpost 11 hat zu lauten:

„7. Als Eintragung nach Tarifpost 11 lit. b Z. 2 gelten auch die Vormerkung eines Pfandrechtes
und die Übertragung einer Forderung oder eines Pfandrechtes."
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16. In der Anmerkung 9 zu Tarifpost 11 entfallen die lit. e und g; die bisherige lit. f erhält
die Bezeichnung „e"; der Strichpunkt nach dieser littera wird durch einen Punkt ersetzt.

17. In der Anmerkung 12 zu Tarifpost 11 werden nach dem Klammerausdruck „(Ab-
schriften)" die Worte „und Abschriften aus der Urkundensammlung" eingefügt.

18. Tarifpost 12 hat zu lauten:

19. In den Anmerkungen 4 und 5 zu Tarifpost 12 tritt an Stelle der Bezeichnung „Tarif-
post 12 Z. 1 lit b" die Bezeichnung „Tarifpost 12 Z. 1 lit. c".
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20. Tarifpost 12 a hat zu lauten:

21. In Tarifpost 13 wird der Betrag von „8 S" durch den Betrag von „10 S" und der Betrag von
„2 S" durch den Betrag von „3 S" ersetzt.

22. In Tarifpost 14, F, lit. b entfällt die Z. 8; der Beistrich nach der Z. 7 wird durch einen
Strichpunkt ersetzt.

23. Tarifpost 15 hat zu lauten:

24. In Tarifpost 16 wird der Betrag von „10 S" durch den Betrag von „30 S" ersetzt.

25. Tarifpost 17 hat zu lauten:
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26. In Tarifpost 18 lit. a entfällt die Z. 6; der
Beistrich nach der Z. 5 wird durch einen Strich-
punkt ersetzt.

27. Anmerkung 2 zu Tarifpost 19 hat zu
lauten:

„2. Grundbuchsabschriften und Auszüge aus
dem Hinterlegungsmassebuch unterliegen der
Gebühr nach Tarifpost 11 lit. c Z. 1; Abschriften
aus der Urkundensammlung, die einer Partei aus-
gefertigt werden, unterliegen der Gebühr nach
Tarifpost 11 lit. c Z. 3."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 10. Juni 1963 in
Kraft. Es findet auf alle Schriften und Amts-
handlungen Anwendung, bezüglich deren der
Anspruch auf die Gebühr nach dem Beginn der
Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes begründet
wird.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Schärf
Gorbach Broda Korinek

1 2 0 . Verordnung der Bundesregierung
vom 17. April 1963, mit der die Verord-
nung, betreffend die Ruhe(Versorgungs)ge-
nüsse der angelobten Arbeiter der Öster-
reichischen Staatsdruckerei, neuerlich abge-

ändert wird.

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Pensions-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 187/1949, wird

mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung der Bundesregierung vom
6. März 1952, BGBl. Nr. 52, betreffend die Ruhe-
(Versorgungs)genüsse der angelobten Arbeiter
der Österreichischen Staatsdruckerei, in der Fas-
sung der Verordnung BGBl. Nr. 120/1960, wird
abgeändert wie folgt:

Die in den Anlagen 1, 2 und 3 festgesetzten
Bemessungsgrundlagen werden für die nach dem
1. Jänner 1956 provisionierten Arbeiter und
Arbeiterinnen erhöht:

1. für die Facharbeiter der Staatsdruckerei
(Anlage 1 — Lohngruppe I) um 5 v. H.,

2. für die Arbeiter und Arbeiterinnen der
Staatsdruckerei (Anlage 2 und 3 — Lohn-
gruppen II und III) um je 4 v. H.,

3. für die Facharbeiter der Staatsdruckerei
— Wiener Zeitung — (Anlage 1 — Lohn-
gruppe I) um 6. v. H. und

4. für die Arbeiter der Staatsdruckerei — Wie-
ner Zeitung — (Anlage 2 — Lohngruppe II)
um 5 v. H.

Artikel II.

Die gemäß Artikel I erhöhten Ansätze sind
für die Bemessung von Ruhe(Versorgungs)ge-
nüssen anzuwenden, die nach dem 30. April
1963 liegende Zeiträume betreffen.

Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer
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